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Der Parlamentarische Staatssekretär Bonn, den 26. November 1970 

des Bundesministers für Wirtschaft 

IV B 2 - 02 69 80 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Automobilpreise in der EWG 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Feilermaier, Dr. Apel, 
Ollesch und der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache VI/1405 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß einzelne Typen französi- 
scher PKWs in Frankreich durch deutsche Käufer bis zu 4000 
DM billiger erworben werden können als in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Der Bundesregierung sind die Preisunterschiede bekannt, die 
zwischen den Endverbraucherpreisen für französische Auto- 
mobile in Deutschland und in Frankreich bestehen, Unterschiede 
von nahezu 4000 DM ergeben sich allerdings nur im Falle des 
Typs eines französischen Luxusfahrzeugs, 

Im Februar d. J. hat die Bundesregierung zwei entsprechende 
Mündliche Anfragen des Herrn Abgeordneten Brück für die 
Fragestunde beantwortet (s. Anlage 18 [S. 1532] zum Protokoll 
der 32, Sitzung am 20. Februar 1970 und Anlage 6 [S. 1724] zum 
Protokoll der 35. Sitzung am 25. Februar 1970). Franc- Ab Wer- 
tung und DM-Aufwertung haben ein nicht unbeträchtliches 
Preisgefälle entstehen lassen. Zudem besteht in Frankreich ein 
Preisstopp für Inlandspreise, der Preiserhöhungen grundsätzlich 
von der Billigung der französischen Regierung abhängig macht. 
In der Bundesrepublik setzen dagegen die Hersteller - auch die 
Importeure - die Preise für Automobile entsprechend der 
Marktlage frei fest. Lediglich gebundene Preise müssen von den 
Herstellern beim Bundeskartellamt angemeldet werden. 
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2. Was hat die Bundesregierung bisher unternommen, damit die 
* Käufer von französischen Automobilen in der Bundesrepublik 
Deutschland den gleichen Preis bezahlen wie in Frankreich? 

Die Bundesregierung hat auf die Preisbildung für Automobile 
im einzelnen keinen Einfluß. Soweit Preisbindungen vorliegen, 
kann lediglich geprüft werden, ob diese etwa lückenhaft und 
somit mißbräuchlich sind. Wird dies bejaht, so ist die Preis- 
bindung aufzuheben. 

Die Bundesregierung schenkt der Entwicklung der Automobil- 
preise verstärkte Aufmerksamkeit. Das Bundeskartellamt beob- 
achtet die gebundenen Autopreise seit Beginn des Jahres be- 
sonders sorgfältig und wird gegebenenfalls entsprechende Maß- 
nahmen treffen. In Kontakt mit der Bundesregierung befaßt sich 
auch die EWG-Kommission mit den unterschiedlichen Auto- 
preisen in Deutschland und Frankreich. Die Kommission hat 
eine Reihe von Verfahren nach Artikel 85 des EWG-Vertrages 
in Verbindung mit der Verordnung Nr. 17/62 des Rates gegen 
französische und deutsche Kraftfahrzeughersteller und -Impor- 
teure eingeleitet. Diese Verfahren sind noch nicht abgeschlossen. 
Die Kommission wird - wie sie in ihrer Antwort vom 3, Juni 
1970 auf eine schriftliche Anfrage von Herrn Feilermaier mit- 
teilte - alle ihre aufgrund des Gemeinschaftsrechts zur Ver- 
fügung stehenden Mittel ausschöpfen, um die Verbraucher- 
interessen zu schützen. Sie wird auf die Beseitigung von Wett- 
bewerbsbeeinträchtigungen hinwirken, die innerhalb des Ge- 
meinsamen Marktes ungerechtfertigte Preisunterschiede ver- 
ursachen und mit dem EWG- Vertrag nicht vereinbar sind. 


3. a) Ist der Bundesregierung ferner bekannt, daß einzelne Typen 
deutscher PKW s von offiziellen Vertragshändlern in Holland 
bis zu 2000 DM billiger angeboten werden als in der 
Bundesrepublik Deutschland? 

b) Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob diese räumliche 
Preisdifferenzierung in bezug auf die Hochpreise von PKW s 
in der Bundesrepublik Deutschland einen Verstoß gegen das 
deutsche Wettbewerbsrecht darstellt? 


ZU a) 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Fahrzeuge eines deut- 
schen Herstellers von einigen Händlern in Holland zu niedri- 
geren Preisen nach Deutschland verkauft worden sind, als in 
der Bundesrepublik zu den gebundenen Preisen des Hersteller- 
werkes angeboten. Einzelheiten sind nur schwer zu ermitteln. 
Nach den vorliegenden Unterlagen handelt es sich um drei 
Händler im holländischen Grenzgebiet, die einige Fahrzeuge 
auf diese Weise verkauft haben. Die genaue Anzahl der Fahr- 
zeuge war nicht festzustellen. Sie wird von einem Händler 
dieses Fabrikats im Bundesgebiet für das ganze Jahr 1970 auf 
etwa 200 bis 300 Wagen geschätzt. Ein Verkauf billigerer Fahr- 
zeuge des Fabrikats im Bundesgebiet selbst ist bisher nicht 
nachgewiesen worden. 
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zu b) 

Es wird bereits geprüft, ob Verstöße gegen das deutsche Wett- 
bewerbsrecht vorliegen. Das Bundeskartellamt hat den betref- 
fenden Hersteller um Stellungnahme zur Frage einer Lücken- 
haftigkeit der Preisbindung für seine Fahrzeuge aufgefordert. 
Ein erstes Gespräch beim Bundeskartellamt ist für den 4. De- 
zember 1970 vorgesehen. Der Ausgang des Verfahrens bleibt 
abzuwarten. 


4. a) Ist die Bundesregierung mit uns der Auffassung, daß die 
räumliche und preisliche Marktteilung durch deutsche und 
französische PKW-Herstelier die Errichtung des Gemein- 
samen Marktes schwerwiegend beeinträchtigt und gegen die 
Ziele des Vertrages von Rom verstößt? 

b) Was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls gegen 
diese Verstöße zu unternehmen? 

ZU a) 

Die Bundesregierung bedauert es, wenn innerhalb des Gemein- 
samen Marktes sich ungerechtfertigte Preisunterschiede er- 
geben. Sie wird die Bemühungen zur Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbedingungen in der Gemeinschaft weiterhin nachdrück- 
lich unterstützen, damit solche Differenzierungen vermieden 
werden. 

zu b) 

Es bleibt zunächst abzuwarten, ob in den laufenden Verfahren 
Verstöße gegen das Wettbewerbsrecht, insbesondere hinsicht- 
lich der Preisbindung, festgestellt werden. 

Philip Rosenthal 
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